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Kiffen statt «Ufzgi» Die heutigen Kinder und Jugendlichen konsumieren weniger Suchtmittel als noch vor fünf oder zehn Jahren. Trotzdem gehören Zigaretten, Alkohol und Cannabis bei manchen Schülerinnen und Schülern zum Alltag. Die Drogenprävention beginnt bereits im Kleinkindesalter. Von Fabrice Müller, Redaktor Schule und Elternhaus Schweiz (S&E)



Die Familie Tanner (Namen und Ort abgeändert) aus dem Berner Oberland hat innerhalb von fünf Jahren zwei ihrer drei Kinder verloren. 2008 starb Sohn Thomas mit 21 Jahren, fünf Jahre später musste die Familie auch von Christoph, damals 28 Jahre alt, Abschied nehmen. In bei den Fällen waren die Drogen schuld am Tod der jungen Männer. Ihre «Drogenkarriere» nahm auf dem Schulhausareal des Dorfes ihren Lauf, wo sich die Dorfjugend zum Kiffen traf. Fritz und Karin Tanner wandten sich an die Drogenbera tungsstelle des Kantons und hofften auf Unter stützung. Doch sie wurden enttäuscht: «Man hat uns gesagt, dass die Jugendlichen von sich aus in die Beratung kommen müssen. Und wir sollten uns keine Sorgen machen, die Jungen hörten dann schon von selber auf», schildert die Mutter. Sie seien durch die Hölle gegangen, sagt Fritz



Tanner. Die Familie stand unter einer Zerreiss probe. Noch heute bedauern die Eltern, dass sie damals auf die Berater hörten und erst weiter ak tiv wurden, als es bereits zu spät war. «Das war der grösste Fehler. Denn es wurde immer schlim mer mit den Drogen. Und irgendwie wollten wir es nicht wahrhaben», so Karin Tanner.



Schule, Behörden und Polizei ignorierten die Hinweise



Schuldgefühle, Schmerz und Trauer plagen die Eltern von Thomas und Christoph heute noch. Aber auch Wut. Denn alle Anträge und Hin weise an die Schule, die Gemeindebehörde wie auch die Polizei wurden offenbar ignoriert und unter den Teppich gewischt. Geändert habe sich inzwischen nicht viel. Noch heute werde auf dem Schulareal des 500-Seelen-Dorfes geraucht und gekifft. Vielleicht etwas weniger als früher. Die Behörden schauen jedoch immer tatenlos zu, sagt Fritz Tanner und zeigt auf die vielen



Zigarettenstummel, die in einem Lichtschacht beim Schulhaus liegen. Tobias, der dritte Sohn von Fritz und Karin Tanner, geht mittlerweile andernorts zur Schule. Dort sei Cannabis nicht erlaubt. Wer beim Kiffen erwischt werde, müsse mit Konsequenzen rechnen. Rauchen und Kiffen ist für den 13-jährigen Tobias tabu. Den Grup pendruck zum Kiffen aus der Jugendzeit seiner Brüder kennt er nicht. Viel lieber verbringt er seine Freizeit mit Fussball. «Wir legen grossen Wert darauf, dass Tobias Sport treibt», betont der Vater. Leider gebe es im Dorf für die Jungen kaum Sportmöglichkeiten, nur in anderen Ge meinden. Fritz Tanner lehnt die Legalisierung von Cannabis ab und macht sich für suchtfreie Zonen auf den Schularealen stark. «Die Repres sion spielt eine wichtige Rolle im Kampf gegen Drogen, insbesondere auch gegen Cannabis. Unsere beiden Söhne wie auch manch andere Jugendlichen aus unserem Dorf wären wohl nicht in die Drogensucht geraten, hätte es ein klares Vorgehen der Behörden gegen Cannabis gegeben», ist Fritz Tanner überzeugt.
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Erbrecht: Eine durchzogene Revision Eine Revision des Erbrechts soll unter anderem den Handlungsspielraum des Erblassers erweitern, um beispielsweise die Regelung der Unternehmensnachfolge zu vereinfachen. Was grundsätzlich lobenswert ist, dürfte jedoch nur sehr beschränkt Wirkung entfalten.



Centre Patronal



www.centrepatronal.ch



Von P.-G. Bieri, Centre Patronal



Keine Rechtswirkung für faktische Lebensgemeinschaften



Stimmt das geltende, im Zivilgesetzbuch gere gelte Erbrecht noch mit unserer Gesellschafts entwicklung überein? Einige bezweifeln dies. Kürzlich wurde deshalb ein Vorentwurf zur Re vision in die Vernehmlassung geschickt, der auf eine von Ständerat Felix Gutzwiller 2010 eingereichte Motion zur Modernisierung des Erbrechts zurückgeht. Nebst einigen kleineren Anpassungen stehen zwei Punkte im Zentrum der Revision: Die Verkleinerung der gesetz lichen Erbteile einerseits und die Einführung eines Unterhaltsvermächtnisses andererseits. Der Vorschlag eines Unterhaltsvermächtnisses basiert auf der Idee, dass ein fehlender gesetz licher Schutz des faktischen Lebenspartners in gewissen Fällen zu einer unverhältnismässigen Härte führen kann. Insbesondere dann, wenn der Erblasser mit dem faktischen Lebenspartner eine Lebensgemeinschaft mit namentlich finanzieller Aufgabenteilung gelebt hat. Der Vorentwurf sieht für diese Fälle kein gesetzliches Erbrecht für den Lebenspartner oder die Stiefkinder des Erblassers vor. Er räumt dem Gericht jedoch die Möglichkeit ein, auf Klage des hinterbliebenen Lebenspartners hin zulasten der Erbschaft die Ausrichtung eines Unterhaltsvermächtnisses an zuordnen, sofern der Kläger für die Bestreitung eines angemessenen Lebensunterhalts darauf angewiesen ist. Voraussetzung ist für den fak tischen Lebenspartner eine mindestens dreijäh rige faktische Lebensgemeinschaft und für die Stiefkinder eine mindestens fünfjährige Lebens gemeinschaft im Kindesalter.



Selbst, wenn man die Schwierigkeiten, die sich aus gewissen Situationen ergeben können, ver steht, ist diese Änderung des Erbrechts nicht vertretbar. Die Betroffenen hätten die Möglich keit gehabt zu heiraten oder den Lebenspart ner abzusichern, wenn sie eine entsprechende Rechtswirkung gewünscht hätten. Falls sie das unterlassen haben, verzichten sie damit auch auf die Rechtswirkungen einer Ehe oder einer ein getragenen Partnerschaft. Zudem führt die ge sellschaftliche Entwicklung zu immer weniger finanzieller Abhängigkeit bei Paaren, vor allem in nicht registrierten Partnerschaften.



Mehr Freiheit bei der Erbzuteilung



Der zweite zentrale Punkt der Revision ist span nender, auch wenn seine effektiven Auswir kungen schwer abzuschätzen sind. Das Erbrecht gesteht gewissen Erben einen Pflichtteil zu, d. h. einen Teil ihres gesetzlichen Erbteils, über den der Erblasser nicht verfügen darf, und der ih nen zwingend zusteht. Pflichtteilserben sind die Kinder, der überlebende Ehe- oder eingetragene Partner und – sofern keine Kinder vorhanden sind – die Eltern. Die Pflichtteile verringern die Möglichkeit des Erblassers, über seinen Nach lass zu verfügen. Je nach Konstellation pflicht teilgeschützter Anteile, kann die «verfügbare Quote» des Erblassers sogar bis auf einen Viertel des Nachlasses reduziert sein. Der Vorentwurf sieht vor, den Pflichtteil der Eltern zu streichen und denjenigen der Kinder und des überlebenden Ehegatten zu verkleinern. Damit erhöhte sich die verfügbare Quote und betrüge mindestens die Hälfte des Nachlasses. Ziel ist es, dem Erblasser eine grössere Wahl möglichkeit einzuräumen, um einen grösseren Teil des Nachlasses beispielsweise der fak tischen Lebenspartnerin oder den Stiefkindern zukommen zu lassen, aber auch, um gegebe nenfalls die Unternehmensnachfolge besser und einfacher regeln zu können. Unbestrittenermas sen kann es ein Unternehmen zersplittern oder zumindest in Schwierigkeiten bringen, wenn drei Viertel des Erbes zwingend an verschiedene Kinder übertragen werden müssen.



Beschränkte Wirkung für Unternehmensnachfolgen



Der Wille, die Pflichtteile zu verringern, um dem Erblasser einen grösseren Verfügungsspielraum einzuräumen, erschüttert in der heutigen Zeit niemanden. Und der Wunsch die Nachhaltigkeit der Unternehmen nach Möglichkeit zu fördern, ist lobenswert. Trotzdem stellt sich die Frage, ob die vorgeschlagenen Änderungen eine sub stantielle Auswirkung haben würden. Mangels genauer Daten weiss man nicht, ob das Mass der geltenden Pflichtteile ein massgebendes Hindernis bei der Unternehmensnachfolge ist. Vor allem kann nicht gesagt werden, dass die vorgeschlagene Reduktion der Pflichtteile, die Zersplitterung des Unternehmens im Erbfall ver hinderte. In Tat und Wahrheit stösst die Unternehmens nachfolge häufig auf zahlreiche andere Hin dernisse, zum Beispiel auf güterrechtliche und erbsteuerrechtliche. Es kann daher nicht genug betont werden, dass auch diese Aspekte mög lichst rasch, sorgfältig und unter Beizug von Fachleuten unter die Lupe genommen werden. Denn im Vergleich dazu dürfte die Senkung der Pflichtteile bestenfalls eine positive, aber durch aus nur sehr beschränke Wirkung zeitigen.



«Die wahre Lebensweisheit besteht darin, im Alltäglichen das Wunderbare zu sehen». Pearl S. Buck, 1892–1973 Amerikanische Schriftstellerin und Literaturnobelpreisträgerin
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Referendum gegen die 105 Millionen Franken teure Asylsozialhilfe



Als Einwohner eines Kantons in der Ostschweiz bin ich entsetzt, dass in unserer Bundeshauptstadt ein solcher Saustall wie die Reitschule politisch und finanziell unterstützt wird. Bei uns wäre so etwas nicht möglich. Die Behörden, unterstützt von der Bevölkerung, würden diesen Dreckhaufen abbrechen. Bern ist nicht mehr die schöne, gemütliche, bür gerliche Stadt, wie ich sie während meinen Mili tärdiensten in Thun an den Wochenenden im Aus gang kennenlernte. Ich hatte auch einige Freunde in Bern, die alle tolle Typen waren. Das Geschehen im Umfeld wird sogar von den asozialen Bewohnern der Reitschule bestimmt. Mit Drohungen wurde die Versammlung der AUNS verhindert und es wurde kein Polizeischutz gewährt. Da muss man annehmen, dass die Berner Regierung solidarisch ist mit diesen Chaoten. Ich habe über die Ausschreitungen gegenüber der Polizei gelesen. Dass die Polizei tätlich angegrif fen und es Verletzte gab, ist ungeheuerlich und nicht zu begreifen. In Amerika würde die Polizei sich so etwas nicht gefallen lassen und von den Waffen Gebrauch machen, damit wäre der Spuk schnell vorbei. Nur bei uns muss sich die Polizei verprügeln lassen und die Waffe ist nur ein nicht zu gebrauchendes Anhängsel. Ein Ausländer fragte mich, was das beim Berner Bahnhof für ein hässliches, vergammeltes Gebäu de sei und was für komische Typen herumlungern. Meine Antwort war, dass sei das Denkmal der rotgrünen Berner Regierung. Da muss man sich als Schweizer schämen, dass in unserer Hauptstadt solche Zustände herrschen. Es gibt zwei Möglich keiten: Entweder die Hauptstadt verlagern, oder die Reithalle abbrechen.



Das bernische Kantonsparlament hat einen Verpflichtungskredit 2016–2019 für die neue Ausrichtung der Asylsozialhilfe angenommen. Damit will der Kanton in den kommenden Jahren über 105 Millionen Franken für die Sozialhilfe im Asylbereich ausgeben. Die Junge SVP Kanton Bern wird dagegen das Referendum ergreifen.



Heinrich Frei, dipl. Ing. FH, 8570 Weinfelden



Das Französischlehrmittel «Mille feuilles» ist zu teuer und unbrauchbar
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Dr. iur. Patrick Freudiger, Rechtsanwalt, Grossrat und Stadtrat, Bern Bis 2019 will der Kanton Bern jährlich 20 bis 33 Millionen Franken für den Asylbereich ausge ben. Für die Junge SVP Kanton Bern handelt es sich bei dieser Vorlage um eine unnötige Luxus lösung: Für die Betreuung von Asylsuchenden ist der Bund zuständig, der hierzu Pauschalen an die Kantone bezahlt. Der Aufwand für den Asylbereich hat sich deshalb an diesen Pauscha len auszurichten. Ebenso ist es unverständlich, warum Asylsuchende mehr Geld erhalten sollen als AHV-Rentner. Dass der Kanton nun 105 Millionen Franken ausgeben will, ist aus finanzieller Sicht unver antwortlich. Nicht zuletzt ist es auch für die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler ein Schlag ins Gesicht. Ihnen wird seit Jahren immer wie der gesagt, dass Steuersenkungen aus finanz politischen Überlegungen nicht drin liegen. Es



Trotz kritischer Stimmen von Lehrpersonen, Pädagogen und Sprachwissenschaftlern, führte der Regierungsrat flächendeckend das Frühfran zösischlehrmittel ein. Die Kinder sollen in ein Sprachbad eintauchen. Das Bad ist gross wie ein See, die Kinder sind Nichtschwimmer/-innen. Doch Schwimmhilfen (Rechtschreibung, Gram matik oder Wörtlilernen) sind nicht vorgese hen. Bei dieser Art von Sprachenlernen werden mit Kopfhörern Texte und Geschichten übers Ohr wahrgenommen. Dazu passende Bilder auf dem Computer sollen das Textverständnis er leichtern. Die Kinder arbeiten meist individuell am Computer. Die Methode ist eine Nachah mung des Sprachenlernens in einem fremdspra chigen Gebiet oder in einer fremdsprachigen Familie. Es ist aber erwiesen, dass diese Art von Sprachenlernen nur möglich ist, wenn ein Kind mindestens 40% seiner Wachzeit mit dieser Fremdsprache konfrontiert ist. Deshalb war von Anfang an klar, dass diese Lehrmittel und Me thode für das Sprachenlernen mit 2–3 Lektionen pro Woche nicht taugen würden. Deshalb sind



Erich J. Hess, Stadtrat und Nationalrat SVP, Bern ist absolut nicht nachvollziehbar, weshalb dann Asylsuchende im Kanton Bern vergoldet werden sollen. Wir nehmen den Regierungsrat darum beim Wort und zeigen ihm mit diesem Referen dum die rote Karte. Nach jahrelangen Beteue rungen ist es an der Zeit, dass Bern sein Image als Hochsteuer-Kanton endlich bekämpft und die Steuerbelastung senkt. Dazu gehört auch, dass Ausgaben verringert und auf unnötige Lu xuslösungen verzichtet werden. Die Junge SVP Kanton Bern ist zuversichtlich, die benötigten 10’000 Unterschriften in der ge setzten Frist von drei Monaten sammeln zu können. Die Vereinigung BernAktiv wird das Referen dum aktiv unterstützen.



die immensen Mehrkosten für die Gemeinden und den Kanton von ca. 20 Millionen Franken im Jahr «verpulvertes» Geld. Sabina Geissbühler-Strupler, Lehrerin, Grossrätin, 3037 Herrenschwanden.
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Terror und Gewalt; die Reithalle wird belohnt! Im folgenden Artikel wird aufgezeigt, dass sich Terror und Gewalt in Bern leider auszahlen. Trotz der immer gravierenderen Vorfälle in und um die Reithalle wird ein neuer Leistungsvertrag abgeschlossen und die Reithalle erhält ein grösseres Umfeld. Die Stadt Bern ist offensichtlich nicht daran interessiert, die unhaltbaren Zustände und den rechtsfreien Raum zu beenden. Der Verfasser analysiert juristisch den neuen Leistungsvertrag und berichtet über dessen Zustandekommen im Stadtrat. Ebenfalls wird über die vom Gemeinderat beabsichtigte neue «multifunktionale Nutzung» der Schützenmatte orientiert.



Von Alexander Feuz, Fürsprecher, Stadtrat, Vizefraktionschef SVP Stadt Bern, kandidiert wieder für den Stadtrat



Die Reithalle als rechtsfreier Raum



Mein Stadtrats- und Fraktionskollege, Herr Hen ri Beuchat hat in der letzten Ausgabe von Bern Aktuell die unhaltbaren Zustände treffend und präzise aufgezeigt. Es sei ihm an dieser Stelle für seine Recherchen herzlich gedankt und vorab auf die entsprechenden Ausführungen in seinen Artikeln verwiesen. Infolge der erheblichen Gewalt, die aus dem Umfeld der Reithalle ausgeht, sind Polizeiein sätze dort bekanntlich nur mit massiven polizei lichen Mitteln möglich. Die Ermittlung flüch tiger Tatverdächtiger in der Reitschule ist nur mit einem massiven Polizeiaufgebot durchführbar. Der Umstand, dass die Polizei erst viel zu spät von den Vorfällen erfährt und der Zugang in die Reithalle regelmässig verzögert wird, führt dazu, dass auch bei schweren Straftaten, die in der Reitschule begangen werden, die Polizei zu spät am Tatort eintrifft und die Verdächtigen sich der Strafverfolgung leicht entziehen können. Die Polizisten, die Einsätze im Umfeld der Reithalle leisten müssen, werden regelmässig beschimpft und sind dabei an Leib und Leben ernsthaft gefährdet. Politiker der JSVP werden



aus der Reithalle geworfen und bedroht. Aber auch unbeteiligte Passanten und Besucher müs sen in diesem Gebiet jederzeit mit Angriffen rechnen, da die Reitschule ihren Verpflichtungen nicht nachkommen will. Eine Verbesserung ist leider nicht in Sicht. Im Gegenteil! Das selbst deklarierte aussenparla mentarische linke politische Zentrum will noch vermehrt, dass die Polizei sich auf deeskalie rende Einsätze beschränkt. Im Klartext: in der Reitschule gibt es einen kirchenasylähnlichen Schutz für Tatverdächtige. Die Rechtsgleichheit mit anderen Gastgewer bebetrieben wird von der Stadt und Kanton mit Füssen getreten. Diese müssen komplexe Sicherheitsvereinbarungen unterzeichnen und werden sanktioniert, wenn sie sich nicht daran halten. Aus den Medien (Bund vom 18.8.2016) ist zu entnehmen, dass sich der Gemeinderat um die Lärmproblematik im Umfeld der Reithalle seit Jahrzenten völlig «foutiert», auch die Be stimmungen der Denkmalschutzgesetzgebung werden missachtet, wohingegen kleine KMU Betriebe und Private zum Teil kleinlich schi kaniert werden, wenn sie diese Bestimmungen nicht einhalten. Seit Jahren wird von den Verantwortlichen nichts gegen diese unhaltbaren rechtswidrigen Zustände unternommen. Deshalb sollte gegen die verantwortlichen Organe der Verwaltung und Justiz meines Erachtens die Einleitung eines Verfahrens wegen Begünstigung ernsthaft ge prüft werden. Ein Gastgewerbebetrieb auf dem Land, der gegen Gesetze und Auflagen verstösst und die öffentliche Sicherheit gefährdet, wird vom Statthalter geschlossen. Bild: zvg



Der interne Sicherheitsdienst der Reithalle behindert die polizeiliche Tätigkeit



Bereits früher machte die Polizei zu Recht gel tend, dass die Zusammenarbeit mit dem inter nen Sicherheitsdienst schwierig sei und dieser die polizeiliche Arbeit behindere. Anfangs März 2016 geriet die Polizei in einen Hinterhalt. Sie wurde mit grossen Steinbrocken vom Dach aus von Reithallenaktivisten angegriffen. Dabei hät te es auf Seiten der eingesetzten Polizeibeamten sogar Tote geben können. Dieser Vorfall zeigt exemplarisch, dass der interne Sicherheitsdienst der Reithalle im besten Falle schlichtweg un fähig ist. Der Verfasser wirft dem internen Si cherheitsdienst allerdings vor, dass er es sogar zuliess, dass ihre «Kollegen» die Wurfgeschosse auf das Dach schleppen konnten. Es sollte einem funktionierenden internen Sicherheitsdienst meines Erachtens eigentlich doch auffallen müs sen, wenn die Besucher viele grosse Steine auf das Dachgeschoss tragen. Da die IKUR selbst Gespräche mit der Polizei kategorisch ablehnt und die Polizei mit Geheiss des Herrn Stadtpräsidenten vom runden Tisch ausgeschlossen wurde, ist dies allerdings nicht weiter verwunderlich. Das rote Telefon, das in kritischen Fällen die Kommunikation mit der Polizei sicherstellen sollte, wird in kritischen Situationen von den zuständigen Personen der Reithalle nicht abgenommen. Es braucht offen bar nun ein weiss-rotes Telefon für die Feuer wehr und die Sanität... Angesichts der unverständlichen permissiven Haltung des Gemeinderates müssen die Ak tivsten nicht mit Sanktionen rechnen. Die IKUR bezeichnet den Sicherheitsdirektor als naziähn liches Reptil. In dem von der Stadt eingeholten Parteigutachten des ehemaligen POCH Politi kers Prof. Ueli Mäder, wird demgegenüber die überragende Bedeutung der Reithalle für die Stadt hervorgehoben und die Wichtigkeit der Gespräche mit den Aktivisten betont. Nachdem die Reithalle eine Mediation mit der Gemeinde ablehnte, wird nun ein ehemaliger Bundesrich ter (SP-Mitglied) als Mediator beigezogen. Der Verfasser geht davon aus, dass dieser die Vorfäl le in der Reithalle ebenfalls verurteilen wird, aber er hoffnungsvolle Anzeichen sieht, dass die Verantwortlichen die Problematik einsehen und an sich arbeiten...



Taktisch geschickt genützte Schliessung in der Sommerpause



Die Reithalle schloss in der Sommerpause wäh rend der Tour de France für wenige Wochen. Die Betreiber machten dafür Betroffenheit über ein tragisches Ereignis geltend, bei der eine Frau Opfer eines sexuellen Übergriffes wurde. Dieser Seite 4
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Sachverhalt kam aber leider erst Tage nach dem Vorfall zur Anzeige, was die Täterermittlung erschwerte. Der Verfasser bedauert den Vorfall ausserordentlich. Es sei in diesem Zusammen hang einzig der Hinweis erlaubt, dass der bereits vorstehend erwähnte Vorfall vom März 2016, bei dem 11 Polizisten in einen Hinterhalt gerie ten und zum Teil schwer verletzt wurden, für die Betreiber der Reitschule keinerlei Grund für eine Schliessung darstellte.



dienst funktioniert nicht, es wurde deshalb le diglich ein im Grossen Rat bereits gestellter An trag übernommen. Ebenfalls wäre es eigentlich selbstverständlich, dass vor dem Abschluss eines neuen Vertrages die alten Ausstände beglichen werden müssen.



Die vorübergehende Schliessung während der Sommerpause tat dem Betriebsergebnis der Reithalle nicht weh; dies zumal auch andere Betriebe in dieser «toten» Zeit zumachen und die Aktivisten auch gerne Ferien im Sommer machen. Die gross angekündete vorübergehende kurze Schliessung der Reithalle wird nun als Beweis ins Feld geführt, dass man sich bessern wolle und die Fehler einsehe. Der Bundesrichter wird dies sicher in seinem Bericht betonen.



Der Leistungsvertrag mit der Reithalle wurde sogar um vier Jahre verlängert. Obwohl die Polizei festhielt, dass eine kurze Vertragsdauer ein gewisses Druckmittel für ein Wohlverhal ten darstellen könnte, wurde die Vertragsdauer sogar noch verlängert. Damit hat der Stadtrat die Möglichkeit, weitere Exzesse durch Nicht verlängerung des Leistungsvertrages bewusst aufgegeben. Auch der Antrag von Erich Hess, angesichts der hängigen JSVP-Initiative, die Dauer zu verkürzen, wurde ebenfalls hochkant abgelehnt.



Gewalt und Terror zahlen sich in der Stadt Bern – leider – aus!



Der Leser dürfte nun angesichts der seit Jahr zehnten bestehenden unhaltbaren Zustände und der neusten Gewaltexzesse eigentlich davon ausgehen, dass die Stadt die Reithalle sanktio niert und zumindest den Leistungsvertrag etwas verschärft.



Alle diese Anträge wurden im Stadtrat deutlich abgelehnt, was angesichts der Mehrheitsverhält nisse nicht weiter überrascht:



Bild: Men Moser, Bern



Das Gegenteil ist leider der Fall. Der neue Leistungsvertrag ist für die Reithalle noch vorteilhafter und noch zahnloser, zudem wird die Reithalle mit einer autofreien Schützenmatte «belohnt».



Zum neuen Leistungsvertrag mit der Reithalle: 6:0 für die Reithalle!



Der Verfasser stellte für die SVP im Rahmen der Reithallendebatte zum neuen Leistungsvertrag, angesichts der aktenkundigen Vorfälle im Stadt rat folgende Rückweisungsanträge: Antrag Nr. 1 Der Leistungsvertrag mit der Reithalle sei an den Gemeinderat zurückzuweisen mit der Auflage, dass die Kantonspolizei in die Verhandlungen betr. Sicherheitskonzept mit einbezogen werden muss und deren Zustimmung zum Sicherheitskonzept zwingend für den Leistungsvertrag ist. Antrag Nr. 2 Der Leistungsvertrag mit der Reithalle sei an den Gemeinderat zurückzuweisen mit der Auflage, dass ein von der IKUR unabhängiger Sicherheitsdienst für Ruhe und Ordnung im Innern der Reitschule sorgt. Antrag Nr. 3 Der Leistungsvertrag mit der Reithalle sei an den Gemeinderat zurückzuweisen, bis die ausstehenden Mieten und Nebenkosten bezahlt sind. Bei jedem Grümpelturnier oder Strassenfest darf die Polizei beim Sicherheitskonzept dem Veranstalter Auflagen machen (Jugendschutz, Alkohol, Verkehrsregelung, Security etc.). Die Betriebe an der Aarbergergasse mussten ein de tailliertes Sicherheitskonzept eingehen. Verstös se dagegen (z. B. zu wenig Security Mitarbeiter) werden sanktioniert. Der interne Sicherheits Oktober/November 2016



Gekürzt wurde einzig bei den Nebenkosten. Der Reithalle, die mit ihren Betrieben Tausende von Franken erwirtschaftet, tut dies nicht gross weh. Auch die vom Gemeinderat vorgenom mene Kürzung von Fr. 25’000 vermag die IKUR nicht gross zu erschüttern. Die Reithallenaktivisten haben sich in diesem Vertrag in allen für sie wesentlichen Punkten durchgesetzt. Die Sanktionsmöglichkeiten im Vertrag sind völlig zahnlos. Eine ausserordent liche Kündigung des Vertrages durch die Stadt wegen schwerwiegender Vertragsverletzungen dürfte faktisch fast nicht möglich sein.



Zur multifunktionalen Nutzung der Schützenmatte ohne Parkplätze: 7:0 für die Reithalle



Der Gemeinderat beabsichtigt ebenfalls, den Planungskredit um weitere 400’000 Franken auf 1’200’000 Franken zu erhöhen. Damit soll eine autofreie Nutzung der Schützenmatte möglich werden und die Reithalle für ihre Ak tivitäten belohnt werden. In nächster Nähe zum Progr und den Bars der Reitschule sollen dort weitere Bars und «Kulturstätten» entstehen. Der



Herr Stadtpräsident bringt vor, mit dieser Mass nahme werde der Drogen-Drive-in vermindert und die Lebensqualität gesteigert. Das Gegenteil ist der Fall: Mit der Streichung der Parkplätze wird die Stadt jährlich nicht nur 600’000 Franken Gebühreneinnahmen verlieren. Die zentral gelegenen noch relativ kos tengünstigen Parkplätze dienen den Besuchern und den Geschäften der Stadt. Gerade auswär tige Besucher der Museen und Matches aber, auch Mitarbeiter der Marktstände, sind auf diese Plätze dringend angewiesen. Die langjährigen Schausteller haben aber allerdings Angst, auf die Schützenmatte zu gehen, da ihre Fahrzeuge und Stände regelmässig vorab in der Nacht be schädigt wurden. Aus ideologischen Gründen müssen die Park plätze auf der Schützenmatte allerdings nun entfernt werden. Das tragische Beispiel der au tofreien aber weitgehend ausgestorbenen Ober stadt Burgdorf zeigt, wohin die Verteufelung des Privatverkehrs führen kann. Es wird in Bern vorab in der kalten Jahreszeit eine teure öde Lee re zurückbleiben, die den Steuerzahler pro Jahr Hunderttausende von Franken kostet. Die Aufhebung der Parkplätze wird auch dazu führen, dass die Reithalle ihr rechtsfreies Territorium ausweiten kann und das Vorfeld in «ihrem Sinne» besser kontrollieren und über wachen kann. Die Parkplatzsuchenden sorgten für eine gewisse soziale Durchmischung und Kontrolle. Ein Drogendealer musste jederzeit damit rechnen, dass ein ziviles Polizeifahrzeug ihn kontrolliert. Nun wird ein geeignetes «kultu relles» Umfeld sicherstellen, dass die Reitschule rechtzeitig vor möglichen Polizeibeamten ge warnt wird. Das einzig Positive in einer autofreien Schüt zenmatte kann darin gesehen werden, dass sich die Sachbeschädigungen und Einbrüche bei den dort abgestellten Fahrzeugen vermindern und die Kriminalitätsstatistik dort eine gewisse Ver besserung erfahren wird. Wenn schon Parkplätze aufgehoben werden müssen, wogegen ich mich ausspreche, sollte der unsägliche Car-Terminal im Neufeld wieder ins Bollwerk zurückverlegt werden. Die Visi tenkarte der Stadt Bern könnte damit verbessert werden.



Fazit:



Die Stadt Bern ist nicht willens und fähig, die unhaltbaren Zustände zu beenden. Der Kanton blieb ebenfalls untätig. Dank Erich Hess und der von der JSVP eingereichten Initiative werden die Stimmbürger des Kantons entscheiden können, ob weiterhin Steuergelder für die Reithalle aus gegeben werden müssen. Die Wähler der Stadt Bern können schon im November 2016 ent scheiden, ob ein SVP-Vertreter im Gemeinderat hier die nötigen Akzente setzen darf. Erich Hess kandidiert für dieses Amt. Er würde sich im Ge meinderat für die Aufhebung der rechtswidrigen Zustände einsetzen. Ich empfehle ihn auf der SVP Gemeinderatsliste mit Überzeugung zur Wahl in die Exekutive. Seite 5
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Walnussbäume als Naturfriedenssymbol zwischen der Schweiz und den baltischen Ländern Von Shahverdi Ahadov, Naturförderer , Angestellter der Swatch Group, 3007 Bern



Wie bekannt ist, sind in diesem Jahr 25 Jahre vergangen, dass der Bundesrat die bei der Auflö sung der UdSSR wieder ausgerufenen baltischen Republiken (Lettland, Litauen und Estland) kurz nach deren Unabhängigkeitserklärungen im Au gust 1991 anerkannte und mit diesen Ländern wieder diplomatische Beziehungen aufgenom men hat. Als Naturförderer in der Schweiz und Mitglied SVP habe ich im Dezember 2015 für das 25-jährige Jubiläum der Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen zwischen der Schweiz und den baltischen Ländern ein privates Naturfriedensprojekt «Walnussbäume als Naturfriedenssymbol zwischen der Schweiz und den baltischen Ländern» mit meinen eigenen Finanzen lanciert. Daher habe ich mich als schweizerischer Na turförderer im Herbst 2015 direkt an den let tischen Staatspräsident Herr Raimonds Vējonis, an die Präsidentin von Litauen Frau Dalia Grybauskaitė und an den Präsidenten der Re publik Estland Herrn Toomas Hendrik Ilves mit meiner Naturfriedensprojektidee gewendet. Bei dieser Gelegenheit bedanke ich mich bei den Regierungen und Hauptstädten dieser Länder, dass ich von ihnen sofort eine positive Reaktion erhalten habe. Zur Realisation meiner Naturfrie densprojektidee zu den Jubiläen besuchte ich



schon vom 7.–9. Dezember 2015 und 11.–13. August 2016 auf Einladung der obersten Stadt behörden von Riga die Hauptstadt Lettlands und am 27.–29. April 2016 Vilnius, die Hauptstadt von Litauen. Am 8. Dezember 2015 sprach ich im Stadtrat von Riga mit dem Bürgermeister Herrn Juris Radze vics und geeigneten Stadtregierungsämtern in Anwesenheit der schweizerischen Botschafts vertreterin Frau Dominique Petter, Councellor/ Deputy Head of Mission Embassy of Switzer land to Latvia, Lithuania and Estonia und stellte damals meine Naturfriedensprojektidee vor. Inzwischen habe ich schon in beiden baltischen Hauptstädten meine Naturfriedensidee zu diesen Jubiläen realisiert. Zu diesen seit einem viertel Jahrhundert wieder bestehenden diplomatischen Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen der Schweiz und Lettland und Litauen habe ich als ein natürliches Friedenssymbol 10 Stück vere delte, 2 Meter hohe, fruchtbare Walnussbäume der Sorte «Franquette» der Hauptstadt Riga und 5 Walnussbäume nach Vilnius verschenkt. An den offiziellen Friedensnaturanlässen wurden zusammen mit den Vertretern der Stadtbehör den, Einwohnern, den Medien und der Vertrete rin der Schweizerischen Botschaft in baltischen Ländern die veredelten Walnussbäume in öf fentlichen städtischen Parks angepflanzt und mit Gedenktafel offiziell «eingeweiht». Im Herbst soll meine Naturfriedensaktion zu diesem Jubi läum in Estland auch stattfinden. Die Walnuss



Naturfriedensanlass in Riga, 12.August 2016 Von links nach rechts: Dominique Petter, schweizerische Botschaftsvertreterin in baltischen Ländern; Uldis Zommers, Leiter der städtischen GmbH «Rigas Mezi» Park; Valerijs Kokis, Stellvertretender Exekutivdirektor der Stadt Riga; Herr Uldis Blicavs, Exekutivdirektor des Stadtbezirkes Austrumu; Marika Barone, Leiterin der Abteilung für internationale Zusammenarbeit, Rat der Stadt Riga; Shahverdi Ahadov, schweizerischer Naturförderer, Projektleiter Seite 6



bäume für mein Naturfriedensprojekt stammen aus Grenoble (Frankreich) von Projektpartner Baumschule «Payre». Aktuell pflegt die Schweiz mit all diesen bal tischen Ländern gute bilaterale Beziehungen. Ich denke, dass mein privates Naturfriedenspro jekt nicht nur den traditionell erfreulichen und an sich ausgezeichneten politischen, di plomatischen, kulturellen und wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der Schweiz und den baltischen Ländern dient, sondern auch diese wieder mehr aktiviert. Obwohl diese Länder seither EU- und NATOMitglied sind, haben sie faktisch immer vor Russland Angst. Mit meiner Naturgeste wollte ich ein Zeichen setzen, Sorge zu unseren Bezie hungen zu den baltischen Ländern zu tragen und zu ihnen zu stehen. Meine Geste wurde auch ausdrücklich an den Anlässen von den offiziellen Stadtbehördenverantwortlichen in ihren Reden geschätzt und dankbar aufgenommen. Über mein «Naturfriedensprojekt ganz anderer Art» wurde schon in verschiedenen baltischen Medien berichtet. Es freut mich sehr, dass ich als ein Mitglied der Schweizerischen Volkspar tei mit meinen Naturfriedensaktionen für den bilateralen Weg der Schweiz mit europäischen Ländern etwas beitrage.



P.S. von Redaktion «BernAktuell» Shahverdi Ahadov fördert seit 2009 in seiner Freizeit verschiedene innovative Natur-Umweltprojekte neben seinem Hauptjob in der schweizerischen Uhrenindustrie (Swatch Group). Seine Ideen haben sich nicht nur in der Schweiz, sondern auch in Österreich, Frankreich und Deutschland verbreitet und es sind bereits mehr als 5’000 Walnussbäume im Rahmen seines Projektes gefördert und angepflanzt worden. Er plant in weiteren osteuropäischen Ländern seine Naturfriedensaktionen für die gute Zusammenarbeit und den bilateralen Weg der Schweiz mit diesen Ländern zu realisieren. Ahadov ist ein aktives Mitglied des weltweit bekannten und vom ehemaligen Vizepräsidenten der USA, Nobelpreisträger Al Gore, gegründeten «The Climate Reality Projekt». Oktober/November 2016
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Stipendium an ehemaligen Mitarbeiter; Die Stadt Bern schickt Stinkefinger-Rapper nach New York: War die zuständige Jury befangen? Von Alexander Feuz, Fürsprecher, Stadtrat SVP



Die Stadt Bern hat einem ehemaligen Mitar beiter (Künstlername: Nativ) ein Stipendium vergeben. Dieser darf mit dem zweiten Stipen dien-Gewinner von Februar bis Juli 2017 in Manhattan das dortige Atelier der Stadt Bern bewohnen und erhält dazu noch 15’000 Franken an Reise- und Aufenthaltskosten. Nativ wurde von der Jury aus 21 Talenten ausgewählt. Laut der Berichterstattung im «Blick» musste Nativ, der von der Stadt Bern ausgezeichnete Künstler, seine Bewerbung nicht einmal verschi cken; zur Zeit der Anmeldung arbeitete er noch bei der Stadt Bern. So kannte die Jury – jeden falls gemäss «Blick» – den jungen Mitarbeiter als Rapper zumindest teilweise bereits: Laut Me dienbericht bestand die Jury nämlich aus Kultur Stadt Bern und Delegierten der städtischen Kul turkommissionen und kannte den ehemaligen Nativ als Mitarbeiter.



Der Verfasser will an dieser Stelle nicht kritisie ren, dass ein Künstler trotz Stinkefinger-Selfie mit dem französischen Staatspräsidenten ein Stipendium der Stadt Bern erhielt. Angesichts des «fuck Blocher» rappenden Herrn Stadt präsidenten, Nationalrat Alexander Tschäppät, müssen in der Stadt Bern leider auch für die Angestellten die Anforderungen an Ansehen und Vertrauenswürdigkeit relativiert und nach unten nivelliert werden... Sogar Alimir Dimisi aus Emmenbrücke, der in seinen Rap-Song Partei kollegen das HIV-Virus anwünscht und sogar zu deren Tötung aufruft, hätte wohl in der Stadt Bern gute Aussichten für eine städtische «Kul turveranstaltung» beigezogen zu werden. Auch in anderen Fällen wurden von der Stadt Künstler aus «linksanarchistischen» Kreisen leider be rücksicht und mit unseren Steuermitteln bezahlt (so zum Bespiel am Stadtfest 2016). Mich interessiert vorliegend, wie der Entscheid, Nativ ein städtisches Stipendium zu vergeben überhaupt zustande kam. Insbesondere verlange



ich vom Gemeinderat in meiner kleinen An frage vom 1.9.2016 Auskunft darüber, ob ein Teil der Jury-Mitglieder im Falle Nativ in den Ausstand getreten ist. Angesichts der Bericht erstattung im «Blick» besteht meines Erachtens ein begründeter Verdacht, dass die Jury befangen war und einen ihr persönlich bestens bekannten «Kollegen»/Mitarbeiter bevorzugte. Dies wäre gemäss den massgeblichen Anstandsregeln m. E. nicht zulässig. Es sollte aus der Antwort des Gemeinderates hervorgehen, ob Nativ ein Dossier verschicken musste und er die massge blichen Eingabekriterien erfüllte. Auch wird sich zeigen, ob die Stadt angesichts dieses Falles in Zukunft die Grundsätze betr. Befangenheit und Anstand anzupassen und die nötigen Konse quenzen ziehen muss.
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Berner Stadtratswahlen vom 27. November 2016



Janosch Weyermann in den Stadtrat



«Für Bern packe ich an!»
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Für wenige statt für alle Von Janosch Weyermann, Vorstandsmitglied JSVP Kanton Bern und Stadtratskandidat, Bern



Der rot-grün dominierte Berner Gemeinderat informierte kürzlich darüber, dass er dem Stadt rat demnächst vorschlagen wird, die 150 stets gut ausgelasteten Parkplätze auf der Berner Schützenmatte ersatzlos zu streichen. Gleich zeitig verlangt der Gemeinderat noch zusätz liche 400’000 Franken zur Aufstockung eines fragwürdigen Planungskredits auf insgesamt 1,12 Millionen Franken. Wofür er dieses Geld braucht und was genau auf der Schützenmatte jemals gebaut werden soll, weiss er aber noch gar nicht. Bekannt ist nur, dass der frei wer dende Platz auf der Schützenmatte bis dahin zum «attraktiven» Begegnungsort umgenutzt werden soll. Was nichts anderes bedeutet, als ein Spiel platz für Links-Alternative und Rückzugsort für Reitschul-Aktivisten. Der Gemeinderat verfolgt mit diesem ideologischen Vorhaben einmal mehr das Ziel, die Autofahrer aus der Innenstadt zu verbannen und sich mit einem neuen Prestige objekt bei seiner Wählerschaft zu profilieren.



Dass die ersatzlose Streichung der letzten noch verbleibenden Parkmöglichkeiten in und um die Innenstadt schwerwiegende Folgen für die um liegenden Geschäfte, Restaurants und Museen nach sich ziehen kann, scheint dem rot-grünen Gemeinderat jedoch egal zu sein. Er scheint dabei zudem den Verkehrskompromiss, welcher vor knapp zwanzig Jahren vom Stimmvolk be schlossen wurde, vergessen zu haben. Denn gemäss diesem Kompromiss müssen aufgelöste Parkplätze jeweils eins zu eins unterirdisch er setzt werden. Eine parkplatzfreie Schützenmatte wäre für das Gewerbe nämlich nur dann tragbar, wenn auch ein unterirdisches Parkhaus zum Aus gleich entstehen würde. Noch-Stadtpräsident Alexander Tschäppät weist zwar immer wieder darauf hin, dass es aus seiner Sicht nach wie vor



Berücksichtigen Sie auch die SVP Stadtratsliste! Gemeinderats- und Stadtratswahlen 27. November 2016 Seite 8
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genügend Parkmöglichkeiten in den städtischen Parkhäusern oder im Park+Ride Neufeld gibt. Diese sind aufgrund der horrenden Preise und der weiten Entfernung zur Innenstadt jedoch keine echte Alternative zum Parkplatz auf der Schützenmatte. Dazu kommt, dass die Stadt mit dem Verschwinden der Parkplätze künf tig auf jährliche Einnahmen von rund 600’000 Franken verzichten muss. Dieses fehlende Geld wird auch nicht durch eine vermehrte Nutzung der Parkhäuser in der Innenstadt kompensiert werden, da sich wohl kaum jemand mehr als einmal in eines der völlig überteuerten Parkäuser verirren wird. Mit der Umnutzung der Schützenmatte würden nicht nur die Parkplätze für Autos, sondern auch jene für Reisebusse wegfallen. Die Carunter nehmen sind aber jeweils darauf angewiesen, dass Passagiere zentrumsnah ein- und ausstei gen können. Das Aus Bild: Men Moser, Bern weichen auf das marode Car-Terminal im Neu feld stellt dafür jedoch keinen würdigen Ersatz für die Schützenmatte dar. In diesem Bereich ist die Stadt Bern ohne hin gefordert, wenn sie auch in Zukunft für Car touristen und Busunter nehmen attraktiv bleiben will. Neben der Frage, was mit der Schützenmatte denn im Winter passiert, bleiben auch andere Fra gen weiterhin offen. Wie werden etwa die Betrei ber der Bars ausgewählt, die auf der Schützen matte im Sommer künf tig geschäften dürfen? Gelten für die Bars und Kaffees die gleichen Auflagen und Gesetze wie für alle anderen Gastronomiebetriebe in Bern auch? Oder wird unter dem Deckmantel der Kunst plötzlich wie der alles erlaubt sein? Hatte der Parkplatz bis her immer für eine gute soziale Durchmischung gesorgt, droht die Schüt zenmatte sich nun ent gegen dem Motto der Linken, immer mehr zu einem Selbstverwirkli chungsort «für wenige statt für alle» zu entwi ckeln. Es ist schwer zu hoffen, dass der bald neu gewählte Stadt- und Gemeinderat mit einer starken, bürgerlichen Vertretung das Ruder in diesem Bereich noch he rumreissen kann. Oktober/November 2016
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